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Leif Simonsen

Gianna Hablützel-Bürki war
schon als Degenfechterin be-
kannt dafür, nie aufzugeben. Ihr
Ehrgeiz bescherte ihr EM- und
Olympiamedaillen, doch ihre
Verbissenheit brachte ihr in der
Fechtgemeinde auchviele Feind-
schaften. Mittlerweile trägt die
54-Jährige ihre Kämpfe nicht
mehr sportlich aus, sondern im
Gerichtssaal – ihreVerbissenheit
hat sie indes nicht abgelegt, wie
sie am Dienstag an der Zivilge-
richtsverhandlung in Basel-Stadt
demonstrierte.

Am 7.Mai 2021 hatte sie in den
sozialen Medien einen Post ab-
gesetzt, in dem sie die Kandida-
ten für die Vorstandswahlen des
Schweizerischen Fechtverbands
Swiss Fencing harsch kritisierte
– darunter Gabriel Nigon, der
heute zusammen mit ihr im
Grossen Rat sitzt und für die LDP
politisiert. SVPlerin Hablützel
warf Nigon und Co. vor, die
Ethikcharta von Swiss Olympic
zu verletzen und «Wahlstimmen
zu kaufen» – sie seien deshalb
nicht wählbar.

Sie stützte sich dabei auf Pres-
seartikel, welche über Mobbing,
psychische Gewalt und Vettern-
wirtschaft bei derÄmtervergabe
bei Swiss Fencing berichteten.
Ihr sei zudem bekannt gewesen,
dass der damaligeVerbandsprä-
sident Olivier Carrard nach Ab-
lauf der Meldefrist Lizenzen für
die Fechtgesellschaft Küssnacht
gelöst habe – einen Verein, der
Carrard, Nigon und Co. nahe-
stand.

Ihren Post musste Hablützel
wieder löschen, nachdem eine
superprovisorische Verfügung
eingegangen war.

Nigon unter
Rechtfertigungsdruck
Doch damitwar das Ganze nicht
vom Tisch. Sie focht den Straf-
befehl (45Tagessätze à 180 Fran-
ken bedingt) an und zog vors
Strafgericht. Dieses gab den Klä-
gern recht. Es habe sich beim
Vorwurf des Stimmenkaufs um
einen «in einemdemokratischen
Land schwerenVorwurf» gehan-
delt, meinte der Richter.

Mit demVorwurf der Persön-
lichkeitsverletzung sah sich die
ehemalige Spitzenathletin nun
auch am Zivilgericht konfron-
tiert. Für Nigon war klar, dass
auch dieserWeg beschrittenwer-
den müsse: Er als Mitglied der
juristischen Kommission des eu-

ropäischen Fechtverbands stehe
unterRechtfertigungsdruck, sich
vor solchenAnschuldigungen zu
schützen.

HablützelsAnwältin Rena Zu-
lauf hingegen sah darin einzig
und allein das Ziel, ihreMandan-
tin zu «zermürben, fertigzuma-
chen». Bereits 75’000 Franken
Gerichts- und Anwaltskosten
habe Hablützel die Prozessie
rerei gekostet, sie zahle diese in
bescheidenen Raten ab. Der
Kampf ihrer Mandantin erinne-
re sie an den bekannten Song
«It’s aMan’sMan’sMan’sWorld»
der Soullegende James Brown,
dessen Botschaft ist: Ohne die
Frauen funktioniert nichts.

Hablützel habe sich gegen die
sechs Männer, die sie in ihrem
Post kritisiert habe, aufgelehnt.
Diese verlören sich nun in Bitter-
keit, während die (ebenfalls kri-
tisierten Frauen) nicht geklagt
hätten. «EineWelt ohne Frauen,
die ihre Stimme erheben, wäre
keine Welt», sagte Zulauf – ein

bemerkenswert feministisches
Plädoyer für die rechtskonser
vative (und nicht eben als femi-
nistisch geltende) SVP-Politi
kerin Gianna Hablützel.

Sich auf Bundesgerichtsur
teile stützend, führte Zulauf aus,
weshalb derVorwurf des «Stim-
menkaufs» nicht strafrechtlich
relevant sei, sondern politisch
gedeutetwerdenmüsse. So füh-
re unter anderem der Nachrich-
tendienst X (vormalsTwitter) das
Hashtag Stimmenkauf, das in
politischen Debatten benutzt
werde.

Im Vorfeld der Initiative über
das bedingungslose Grundein-
kommen hätten die Gegner
«Stimmenkauf» moniert, mit
denselben Vorwürfen seien die
Grünen in Deutschland im Zug
des Atomausstiegs konfrontiert
gewesen. «Und keines dieser
Beispiele hat mit Korruption zu
tun», sagte Hablützels Anwältin.
Der Begriff des Stimmenkaufs
sei im übertragenen Sinn ge-

meint. Die Aussagen unterstün-
den deshalb der freienMeinungs
äusserung.

Ein «Handschlag»
hätte gereicht
Die Gegenseite sah das anders.
Edgar Schürmann, der Anwalt
von Nigon und Co., sah im Ver-
haltenHablützels eine Opfer-Tä-
ter-Umkehr. Dass sie 75’000
Franken für ihren juristischen
Kampf ausgegeben habe, sei ihr
eigenes Problem. «Man hätte das
Ganze auch bei einem Hand-
schlag bereinigen können», so
Schürmann. Selten habe er «so
viel Uneinsichtigkeit an einem
Ort gesehen». Die Gerichtsent-
scheide, unter anderem derjeni-
ge des Strafgerichts, hätten klar
festgehalten, dass es sich bei
Hablützels Posts um eineVerlet-
zung von «schutzwürdigen Inte-
ressen» gehandelt habe.

Der Vorwurf des Stimmen-
kaufs könne nicht politisch in-
terpretiert werden, da Hablützel

gar nicht zurWahl gestanden sei.
Hätte sie darüber hinaus Wahl-
kampf betreibenwollen, hätte sie
die verbandsinternen Kanäle be-
dienen müssen – und ihre Posts
nicht auf ihrem öffentlichen
Linkedin-Profil veröffentlichen
sollen. Es seien, so Schürmann,
keine Werturteile gewesen. Die
Botschaft habe gelautet: «Duhast
ein Delikt begangen.»

Letztlich gehe es in diesem
Verfahren einfach darum, dass
Hablützel «anerkennt, dass die
Vorwürfe nicht wahr sind». Die-
ses Zugeständnis konnte er ihr
nicht abringen – trotz einer fast
vierstündigen Schlichtungsver-
handlung. Ein Urteil wurde zu
später Stunde nicht gefällt, der
Entscheidwerde schriftlich eröff-
net. Unabhängig davon werden
in der Posse Nigon vs. Hablützel
nochweitereKapitel geschrieben.
Gegen das Strafgerichtsurteil hat
Hablützel schon Berufung ein
gelegt. Fortsetzung folgt – am
Appellationsgericht.

Der Post, der 75’000 Franken kostete
Ex-Fechterin Gianna Hablützel Die frühere Spitzensportlerin und aktuelle SVP-Grossrätin liefert sich mit
dem Ratskollegen Gabriel Nigon eine Schlammschlacht. Jetzt trafen sie sich vor dem Basler Zivilgericht.

SVP-Grossrätin und Ex-Spitzenfechterin Gianna Hablützel-Bürki warf den Verbandsoberen des Fechtverbands Stimmenkauf vor. Foto: Keystone

Nach Absage Der Regierungsrat
plant keinen Superblock-Versuch
im Wettsteinquartier. Das löste
Mitte Januar beim Verein Wett-
stein 21 grossen Unmut aus.
Schliesslich habe man das Pro-
jektmitlanciert, hiess es damals.

«Wir waren sehr betroffen,
aber wir haben an unserer Ge
neralversammlung gleichzeitig
beschlossen, weiterzumachen»,
sagt Präsident Christoph Keller
gestern gegenüber dieser Zei-
tung. Der Verein plant jetzt die
Umsetzung seines Plans «B plus
B». «Wir wollen Begegnungs
zonenmit Begrünung schaffen»,
sagt Keller.An der Römerstrasse
hat ein erstes Projekt begonnen.
Hier hätten Anwohner und
Anwohnerinnen bereits Unter-
schriften gesammelt, um sechs
Parkplätze aufzuheben und da-
für sechs Bäume zu pflanzen.

Statt des gewünschten Super-
block-Versuchs will der Verein
möglichst viele Begegnungs
zonen schaffen, die sichvielleicht
zu einem Superblock zusam-
menfügen – ähnlich einem
Puzzle.

Mindestens 1,5 Jahre bis
Begegnungszone steht
15 bis 20 Begehren für Begeg-
nungszonen sollen dafür beim
zuständigen Bau- undVerkehrs-
departement (BVD) eingereicht
werden. Die Onlineplattform
«Bajour» hatte gestern Morgen
geschrieben, der Verein plane,
das BVD mit seinen Eingaben
bewusst «arbeitstechnisch zu
überlasten».

Keller widerspricht dem Be-
richt im Gespräch mit der BaZ:
«Es ist völligerQuatsch, dasswir
das Baudepartement überlasten
wollen.» Gleichzeitig brauche es
aber einen gewissen Druck, um
ein Ziel zu erreichen, sagt Keller.
«Wir wollen unsere Charta rea-
lisieren. Vor allem, weil mit der
eskalierenden Klimakrise künf-
tigmehr undmehrHitzeglocken
entstehen.»

Bis eine Begegnungszone ste-
he, dauere esmindestens 1,5 Jah-
re, sagt Daniel Hofer, Medien-
sprecher beim BVD. Das Proze-
dere könne aber deutlich länger
dauern – zum Beispiel, wenn es
Einsprachen gebe. «Es steht An-
wohnenden offen, einen Antrag
auf die Einrichtung einer Begeg-
nungszone bei uns einzurei-
chen», sagt Hofer.

Ganz vom Tisch sind die Su-
perblocks im Wettsteinquartier
zudem nicht: Haben die Tests in
den Quartieren St. Johann und
Matthäus Erfolg, könnten wei
tere Superblocks folgen.

Isabelle Thommen

Verein will
eigenen Superblock
schaffen

Basler Schülerinnen und Schü-
ler der 6. Klasse sollen beim
Übertritt in die Sekundarschule
künftigweniger unterDruck ste-
hen. Neu soll in der 6. Primar-
klasse ein Jahreszeugnis ein
geführt werden, das über die
Zuteilung in einen der drei Leis-
tungszüge A/E/P entscheidet.

Seit rundvier Jahren entschei-
det in Basel-Stadt das Winter-
zeugnis über den Übertritt in die
verschiedenen Züge der Sekun-
darstufe.Wer in den progymna-
sialen P-Zug will, muss imWin-
ter einen Fünferschnitt haben

und diesen Ende Schuljahr noch
einmal bestätigen. Hochgestuft
werden kann man im zweiten
Halbjahr jedoch nicht.

Mit der Einführung des Win-
terzeugnisseswollte Erziehungs-
direktor Conradin Cramer da-
mals eine Senkung der Gymna-
sialquote erwirken. Mit Erfolg,
wie diese Redaktion im August
berichtete: Die Quote der in den
P-Zug eingeteilten Schülerinnen
und Schüler konnte unter ande-
rem wegen des Winterzeugnis-
ses in der Folge um fast fünf Pro-
zent gesenkt werden.

Grund für den jetzigen Kurs-
wechsel ist laut Erziehungsde-
partement unter anderem die
Motivation der Schulkinder: «Für
Schülerinnen und Schüler ist es
motivierend, wenn sie sich im
Lauf eines Semesters mit einem
Effort so verbessern können,
dass sie auch eine Einteilung in
einen nächsthöheren Leistungs-
zug noch schaffen können», so
PressesprecherGaudenzWacker.

Lehrer übten Kritik
Ausserdemwolleman denDruck
auf die Primarschulkinder redu-

zieren. Genau aus diesen beiden
Gründen übten Lehrerinnen und
Lehrer in der Vergangenheit be-
reits Kritik amWinterzeugnis.

Es erhöhe den Druck und
habe gravierendeAuswirkungen
auf die Motivation der Kinder:
Diejenigen, die bereits im
Winter ihr Ziel verfehlten,
strengten sich im zweiten Halb-
jahr nicht mehr an und wirk-
ten «richtiggehend abgelöscht»,
sagte Jean-Michel Héritier, Prä-
sident der Lehrergewerkschaft,
gegenüber dieser Zeitung. Den
jetzigen Kurswechsel begrüsse

er sehr, so Héritier. «Wir haben
das Problem jahrelang moniert,
und das zahlt sich jetzt endlich
aus», sagt er.

Noch nicht definitiv
Die Umstellung auf die Jahres-
promotion soll schrittweise er-
folgen, wie das Basler Erzie-
hungsdepartement gesternmit-
teilte. Im Schuljahr 2025/2026
sollen die ersten Sechstkläss-
lerinnen und -klässler im Mai
ein Jahreszeugnis erhalten. Das
Semesterzeugnis in der 6. Klasse
im Januar soll entfallen.

Zudem sollen bereits ab dem
Schuljahr 2024/2025 Eltern und
Kinder in der Mitte der 5. Klasse
über die mögliche Zuteilung in
einen bestimmten Leistungszug
orientiert werden.

Ob die Änderung aber auch
definitiv eingeführt ist, ist noch
offen. Die Konsultation dauert
bis Mitte April 2024.

Der Erziehungsrat und der
Regierungsrat entscheiden da-
nach über eine Verordnungs
änderung.

Karoline Edrich/SDA

Übertritt ins Gymnasiumwird wieder leichter
Kurswechsel in Basel-Stadt Mit einem Jahreszeugnis will man den Druck auf die Schülerinnen und Schüler der 6. Primarstufe reduzieren.
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Oliver Sterchi
und Alexander Müller

HerrThiriet,weshalb soll nun
mit Ihnenwieder ein Grüner
ins Präsidialdepartement?
Die bisherigen grünen
Amtsinhaber haben ja
nicht gerade brilliert.
Esmuss nicht primär ein Grüner
ins PD, sondern eine fähige Per-
sönlichkeit. Ich denke, dass ich
als teamfähiger, dynamischer
Mensch und als Unternehmer
diesem Amt mit frischen Ideen
einen eigenen Stempel aufdrü-
cken kann.

Unternehmerische
Kernkompetenz fehlt in der
Verwaltung.Wiewollen Sie dort
einen Unterschiedmachen?
MeinVorhaben ist es, die Prozes-
se in Regierung undVerwaltung
zu beschleunigen. Schnellermal
etwas ausprobieren und voran-
treiben, auch mit Provisorien.
Gerne auch nach dem Prinzip
Trial and Error, wie man das als
Unternehmer ja auch macht.

Aber ein kostendeckendes
Theaterwird es auch unter
JérômeThiriet nicht geben?
Nein. Bei der Kultur stellt sich
stets die Frage,was die Bevölke-
rung sich leisten will.

Sie sind seit knapp fünf Jahren
imGrossen Rat und gelten dort
eher als Hinterbänkler. Reicht
das an politischer Profilierung
für ein Regierungsamt?
Auf jeden Fall! Ich bin nicht der,
der am meisten Vorstösse raus-
haut undvoll in dieser Polit-Bub-
ble drin ist. Das sehe ich aber
eher als Vorteil für dieses Amt.
Zudemkonnte ich imGrossenRat
im Hintergrund viele Geschäfte
aufgleisen undmit anderen Frak-
tionen zusammenarbeiten. Ich
fühle mich sehr akzeptiert im
Parlament. Ich bin nicht der
grosse Polit-Theoretiker, sondern
sehe mich eher als Macher, der
immerhin auch noch ein Unter-
nehmen zu führen hat.

In Ihren bisherigenVorstössen
ging es oft umVelos: Sind
Sie dann einfach der
Velo-Regierungsrat?
(lacht) Nein, bei diesenVerkehrs-
themen ging esmir immer in ers-
ter Linie um die Lebensqualität
in der Stadt. Ich nehme mir
die niederländischen Städte zum
Vorbild, wo teilweise ganze
Strassenzüge für die Menschen
freigemacht wurden.Wenn dies
gelingt, wird die Stadt lebens-
werter für alle. Zwei Drittel der
Basler Bevölkerung hat kein
eigenes Auto, deshalb macht
diese Politik Sinn.

Es gibt ja nicht nur Leute, die
hierwohnen, sondern auch
solche, die hierher zurArbeit
kommen – teilweisemit dem
Auto.Was sagen Sie denen?
Mein grosses Anliegen ist eine
bessere Lebensqualität für die
Bevölkerung unseres Kantons.
Basel nimmt viel an Lärm,Dreck
und Unsicherheit für die Region
und die Schweiz auf sich. Hier

möchte ich zugunsten derBevöl-
kerung Gegensteuer geben, auch
wenn dies bedeutet, dass man
aus der Umgebungweniger ein-
fach mit dem SUV in die Stadt
fahren kann. Mir sind da die
Stadtbevölkerungund ihrGewer
be näher.

Siewerden sich im Falle einer
Wahl entwedermit Kultur-
oder abermit Bildungsthemen
beschäftigenmüssen.
In diesen Bereichen haben
Sie sich bislang nicht gross
hervorgetan. Können Sie
da überhauptmitreden?
Ich war zwei Jahre in der Bil-
dungs- und Kulturkommission,
habe dort also durchaus schon
mitdiskutiert bei den entspre-
chenden Geschäften. Ich weiss,
wo die Probleme undHerausfor-
derungen liegen, gerade im Er-
ziehungsdepartement.

Wasmuss denn konkret besser
werden im ED?
Zentral für mich sind die Lehr-
personen.Der Lehrerberufmuss
wieder attraktiver werden, wir

brauchen mehr Wertschätzung
für die Lehrpersonen.Als Unter-
nehmer weiss ich: Wertschät-
zung ist sehr wichtig und ange-
sichts der ausserordentlichen
Leistung, welche die Lehrper
sonen über ihren Kernauftrag
hinaus für unsere Gesellschaft
leisten, mehr als gerechtfertigt.

Einführung von Förderklassen:
Ja oderNein?
Bezüglich Förderklassen bin ich
skeptisch. Es soll nicht sein,
dass wir wieder Kinder aus den
regulären Klassen rausnehmen
und separieren. Vielmehr soll
man für die Lehrpersonen die
nötigen Ressourcen schaffen,
damit sie sich auch innerhalb
eines Klassenverbundes um ein-
zelne schwierigere Fälle kümmern
können.

Die integrative Schule also
nicht abschaffen und
stattdessen nochmehrGeld
ins System pumpen?
Nicht mehr Geld, aber sicher die
Strukturen, die zurzeit bestehen,
überdenken.

Und Sie denken, dies sei bislang
nicht passiert im ED?
Vielleicht, aber in derUmsetzung
ist noch wenig davon spürbar.

Sie vertreten hier die Position
der Basler Regierung:
Reformen ja, aber kein
Umschwenken auf
Förderklassen. Sie heben sich
null vomAmtsinhaber ab.
Längerfristig sehe ich klaren
Handlungsbedarf für die Volks-
schule in Richtung gestärkter
Klassengemeinschaften.

Sie betonen imWahlkampf,
dass Ihnen die Berufsbildung
einwichtigesAnliegen ist.
Wie viele Lehrlinge bilden Sie
in IhremBetrieb aus?
Gar keine. Aber das liegt daran,
dass es keine Velokurier-Lehre
gibt. Und unser Backoffice ist
sehr schlank,wir hätten da keine
Ressourcen, um eine KV-Lehr-
stelle anzubieten. Insofern kann
ich selber nicht mit gutem Bei-
spiel vorangehen, aberwenn ich
die Möglichkeit hätte,würde ich
es natürlich tun. Ich habe aber
selber eine Lehre absolviert und
bin das beste Beispiel dafür, dass
man es auch ohne Matur und
Studium weit bringen kann.
Diese Perspektive will ich in die
Regierung einbringen und dabei
auch als Vorbild wirken für die
Stärkung der Berufslehre, was
ja in diesem Kanton mit der ho-
hen Maturitätsquote ein Dauer-
thema ist.

Siewürden also Ihren eigenen
Werdegang hervorheben?
Vorbilder sind extremwichtig für
die Jugendlichen, aber auch für
ihre Eltern. Ich würde als Erzie-
hungsdirektor ein Gremium aus
Leuten bilden, die es mit einer
Berufslehreweit gebracht haben.
Diese Persönlichkeiten könnten
beispielsweise in die Schulen ge-
hen und dort den Schülerinnen
und Schülern die Vorzüge der
Berufsbildung aufzeigen. Zudem
sollen die Lehrbetriebe mehr,
näherund direkter in den Sekun-
darschulen präsent sein.

In der Geschäftsleitung
Ihrer Firma hat es keine einzige
Frau. Ist das vereinbarmit

denWerten der Grünen?
Stichwort Gleichstellung.
In derGeschäftsleitungmöchte ich
grundsätzlich «Eigengewächse»
der Kurierzentrale haben. Es be-
werben sich in dieserBranchenun
einmal mehr Männer. Allerdings
habenwirvor ein paar Jahren eine
Offensive zurErhöhungdes Frau-
enanteils gestartet. Das ist uns
gelungen. Bis sich das auf Ebene
Geschäftsleitung durchschlägt,
braucht es noch einen Moment.

ThemaWohnschutz:Wie
positionieren Sie sich im Streit
zwischen Regierung und
Mieterverband?
Das Gesetz ist ein Faktum. Die
Bevölkerung hat sich klar gegen
missbräuchliche Kündigungen
und Luxussanierungen ausge-
sprochen. Das gilt es zu respek-
tieren. Probleme gibt es bei der
Umsetzung. Es wurde ein Büro-
kratie-Monster geschaffen, das
niemandem hilft. Als Unterneh-
mer und Pragmatiker bin ich
dafür zu haben, hier gewisse
Anpassungen vorzunehmen.

Braucht es stärkeren oder
schwächerenMieterschutz?
Es braucht einen starkenMieter-
schutz. Nur so können wir die
gute Durchmischung der Stadt
erhalten.Was nicht geht, ist, dass
ein strikter Mieterschutz öko
logische Sanierungenverhindert,
wie dies nun teilweise derFall ist.

Sollen Eigentümer also nach
ökologischen Sanierungen die
Miete stärker anheben dürfen?
Wirmüssen auf jeden Fall sicher-
stellen, dass solche Sanierungen
überhaupt noch stattfinden.

Wiesowollen Sie als
Unternehmer eigentlich
ausgerechnet in die Politik
wechseln,wo es langsamer
und behäbiger zugeht?
(lacht) Ich habe diese Idee schon
länger insAuge gefasst. Der Reiz
liegt darin, eine neueHerausfor-
derung anzugehen. Ich bin seit
25JahrenimselbenUnternehmen.
Ich denke, nun ist der richtige
Zeitpunkt da für den nächsten
Karriereschritt.

Sie betonen immerwieder
Ihr Unternehmertum.
Aber im Ranking
des Gewerbeverbands
belegen Sie in puncto
Wirtschaftsfreundlichkeit die
hinteren Ränge – imGegensatz
zu IhremKonkurrenten Luca
Urgese.Machen Siewirklich
Politik für das Gewerbe?
Ich weiss nicht, was der Mecha-
nismus hinter diesem Ranking
ist.Wer definiert,was unterneh-
mensfreundlich ist? Ich habe als
Unternehmer bewiesen, dass ich
eine grosse Firma aufbauen und
führen kann. Luca Urgese und
Conradin Cramer haben diesen
Leistungsausweis nicht.

Wurmt es Sie, dass Sie nicht
vomGewerbeverband
empfohlenwurden?
Ich kann gut darüberstehen und
den Entscheid des Gewerbever-
bands ein Stückweit auch nach-
vollziehen. Erwill einen Bürger-
lichen in der Regierung, das bin
ich natürlich trotz allem nicht.

Weshalb sollteman als Linker
Siewählen statt MustafaAtici?
Regierungsratswahlen sind Per-
sönlichkeitswahlen. Ich kann
mit meiner unternehmerischen
Erfahrung viel Impact geben in
der Regierung. Mir sind die so-
zialen und vor allem die grünen
Werte sehrwichtig. Das zeichnet
mich aus.

Mit Ihrer Kandidatur fordern
SieMustafaAtici und
damit denAnspruch der
Migrantinnen undMigranten
in Basel auf eine angemessene
Repräsentation in der
Regierung heraus. Ist das
vereinbarmit denWerten
der Grünen?Weshalb braucht
es einenweiteren Ur-Basler
in der Regierung?
Noch einmal: Bei dieser Wahl
zählt die Persönlichkeit. Es gibt
keinen Anspruch auf einen
Regierungssitz, weder von einer
Partei, noch von einem Quartier
oder einer Bevölkerungsgruppe.
Es muss derjenige in die Regie-
rung gewählt werden, der die
besten Fähigkeiten mitbringt.

Ist es daswert, dafür das gute
Einvernehmenmit der SP
zu zerstören?
Das war der Entscheid unseres
Vorstands und der Mitglieder.
Wir sind überzeugt, dass es gut
ist,wennwir im erstenWahlgang
eine so gute und breite Auswahl
an Kandidaten präsentieren. Klar
ist für mich: Im zweiten Wahl-
gangwerdenwir die Reihenwie-
der schliessen müssen.

«Ich bin das beste Beispiel dafür, dass
man es auch ohneMatur weit bringt»
Jérôme Thiriet Der Basler Grüne kandidiert für das Regierungspräsidium. Im Interview spricht er über seine Ambitionen,
die integrative Schule und seine Abgrenzung zu Mustafa Atici.

Will für die Grünen in die Basler Regierung: Jérôme Thiriet, hier am Hauptsitz seiner Kurierzentrale auf dem Wolf-Areal. Foto: Kostas Maros

«Lehrbetriebe
sollenmehr,
näher und
direkter in den
Sekundarschulen
präsent sein.»


